
Eheverfahren keine Klärung erfolgt war. Der zivilrecht­
liche Grundsatz, daß bei der Auslegung einer Willens­
erklärung der wirkliche Wille zu erforschen und nicht 
an dem buchstäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften 
ist (§ 133 BGB), hat auch im Familienrecht ent­
sprechende Anwendung zu finden. Es wäre also geboten 
gewesen, zu dieser Frage zweckmäßig Beweis zu er­
heben, falls die Verklagte die Behauptung des Klägers 
bestritten hätte. Das ist, wenn dies geschieht, noch nach­
zuholen.
Sollte auf Grund dieses Beweisergebnisses darauf zu 
schließen sein, daß der Kläger — wie im Urteil ange­
nommen — zunächst doch die Absicht hatte, alle An­
sprüche am gemeinsamen Eigentum aufzugeben, wäre 
er hieran dann gebunden, wenn der Verzicht mit den 
Grundsätzen des Familienrechts in Einklang steht (§ 20 
Abs. 1 FVerfO, der auch auf nichtprozessuale Verzichte 
entsprechende Anwendung finden kann), die Verklagte 
ihn angenommen hat und die Beteiligten von dieser 
Vereinbarung nicht wieder zurückgetreten sind 
(Abschn. A IV, Ziff. 18 der Richtlinie Nr. 24 des Plenums 
des Obersten Gerichts zur Aufhebung der Eigentums­
und Vermögensgemeinschaft der Ehegatten während 
und nach Beendigung der Ehe vom 22. März 1967 
[GBl. II S. 180; NJ 1967 S. 240]).
Es trifft zu, daß eine außergerichtliche Vereinbarung 
über eine Vermögensteilung genauso wie ein gericht­
licher Vergleich nicht schon deshalb familienrechtlichen 
Prinzipien widerspricht, weil sie mit den Verteilungs­
regein des § 39 FGB nicht allenthalben übereinstimmt 
und es im Falle einer gerichtlichen Entscheidung u. U. 
zu einem anderen Ergebnis gekommen wäre. 
Abschn. A IV, Ziff. 15 der OG-Richtlinie Nr. 24 findet 
insoweit entsprechende Anwendung. Eine solche Ver­
einbarung kann auch dann noch zu billigen sein, wenn 
ein Ehegatte zugunsten des anderen auf seinen Anteil 
gänzlich verzichtet, ohne daß solche Voraussetzungen 
gegeben sind, wie sie in Abschn. AII, Ziff. 8 der OG- 
Richtlinie Nr. 24 angeführt werden (OG, Urteil vom
24. April 1969 — 1 ZzF 3/69 — unveröffentlicht). In sol­
chen Fällen ist jedoch ausreichend zu prüfen, ob die In­
teressen eines Ehegatten an angemessener Beteiligung 
bei der Zuteilung des gemeinschaftlichen Vermögens in 
schwerwiegender Weise verletzt werden. Das kann z. B. 
dann der Fall sein, wenn sich der Ehegatte durch den 
Verzicht einer schwierigen wirtschaftlichen Situation 
aussetzt, ohne daß dies durch den Umfang des Ver­
mögens, die Beteiligung an seinem Erwerb oder durch 
moralisch zu bewertende Umstände begründet wäre 
(vgl. M. Mühlmann, „Die Bestätigung von Vergleichen 
in Familienverfahren“, NJ 1967 S. 410 f.).
Dem Kreisgericht ist darin beizupflichten, daß zu­
gunsten der Verklagten der Umstand spricht, daß ihr 
das Erziehungsrecht für das gemeinsame Kind der Par­
teien übertragen wurde. Gewissen Einfluß auf die Be­
urteilung der Sachlage mögen in solchen Fällen auch die 
Umstände haben, die zur Scheidung führten. Soweit das 
Kreisgericht ausgeführt hat, daß der Kläger wegen eines 
beabsichtigten Ortswechsels auf alle Ansprüche ver­
zichtet habe, findet diese Feststellung im Inhalt der 
mündlichen Verhandlung und im Beweisergebnis keine 
Stütze (Verletzung des § 286 ZPO).
Richtig hat das Kreisgericht hingegen erkannt, daß bei 
der Abwägung, ob ein Verzicht im Rahmen der Grund­
sätze des Familienrechts liegt oder nicht, auch die wirt­
schaftlichen Verhältnisse der Parteien mit einzubezie­
hen sind. Es hätte aber auch mit prüfen müssen, ob ein 
Ehegatte im besonderen Maße zur Bildung gemeinsamen 
Vermögens beigetragen hat. Das kann z. B. auch der 
Fall sein, wenn er aus seinem persönlichen Vermögen 
beachtliche Mittel zur Anschaffung des gemeinsamen 
Hausrats beisteuerte. Der Kläger hat sich darauf be­

rufen, daß hierzu im größeren Umfang ihm allein ge­
hörende vorweg erhaltene Erbgelder mit verwendet 
worden seien. Audi das wäre in diesem Zusammenhang, 
falls es zutreffen sollte, mit zu berücksichtigen. Soweit 
sich also nach Erörterung aller bereits angeführten und 
noch darzulegenden Umstände erweisen sollte, daß die 
Vereinbarkeit eines Verzichts des Klägers mit den 
Grundsätzen des Familienrechts zu prüfen ist, sind die 
vorstehenden Hinweise zu beachten.
Zuvor ist jedoch zu untersuchen, ob es durch Annahme 
des Verzichts durch die Verklagte zu einer entsprechen­
den Vereinbarung der Beteiligten gekommen ist, wobei 
keine hohen Anforderungen an den Nachweis zu stellen 
sind; schlüssiges Verhalten reicht aus. Wenn dies der 
Fall sein sollte, ist festzustellen, ob die Parteien hier­
von etwa wieder abgekommen sind. Daß letzteres ge­
schehen sein könnte, kann sich möglicherweise aus dem 
Verhalten der Verklagten ergeben. So hat sie sich zu­
nächst auf die beantragte Verteilung der Haushalts­
gegenstände eingelassen, konkrete Teilungsvorschläge 
unterbreitet und entsprechende Anträge gestellt. Erst 
im letzten Verhandlungstermin hat sie sich nach vier- 
monatiger Verfahrensdauer auf die Erklärung des Klä­
gers im Eheverfahren berufen und Klageabweisung be­
antragt. Wenn sie hierzu vorgetragen hat, daß sie sich 
über die Rechtslage nicht klar gewesen sei, so ist dieser 
Vortrag mit Vorsicht zu bewerten. Erfahrungsgemäß 
geben Ehegatten im Falle der Ehelösung auch in ver­
mögensrechtlicher Hinsicht erworbene Rechte nicht so 
ohne weiteres preis. Es kommt hinzu, daß die Verklagte 
dem Kläger unwidersprochen vom gemeinsamen Haus­
rat bereits einige Stücke überlassen hatte. Hierzu hätte 
das Kreisgericht die Verklagte vernehmen und, falls ge­
boten, weiteren sachdienlichen Beweis erheben müs­
sen.
Sollte sich ergeben, daß die Erklärung des Klägers da­
hin zu verstehen war, daß er auf Übertragung von 
Sachen des gemeinsamen Eigentums in sein Alleineigen­
tum verzichtete, da eine Erstattungszahlung mit der 
Verklagten vereinbart worden war oder noch verein­
bart werden sollte, so wäre auch in diesem Fall vorerst 
zu prüfen, ob die Beteiligten an einer solchen Vereinba­
rung festgehalten haben. Nach den vorangegangenen 
Darlegungen kann das u. U. nicht der Fall sein. Auch 
dann wäre nach den Regeln des § 39 FGB und den ver­
bindlichen Hinweisen in der OG-Richtlinie Nr. 24 die 
Verteilung des gemeinsamen Eigentums und Vermögens 
vorzunehmen. Andernfalls wäre der Kläger darüber zu 
belehren, daß er lediglich Zahlungsansprüche geltend 
machen kann, und zur Änderung seiner Anträge anzu­
halten.

§ 22 FGB.
Die Voraussetzungen für eine Unterhaltsherabsetzung 
liegen nicht vor, wenn ein wegen sexuellen Mißbrauchs 
seines unterhaltsberechtigten Kindes Verurteilter wäh­
rend des Strafvollzugs vermindert leistungsfähig ist.
KrG Jena-Stadt, Urteil vom 10. Mai 1974 - F 167/74.

Nach dem Scheidungsurteil hat der Kläger an sein Kind 
monatlich 79 M Unterhalt zu zahlen. Im Juni 1972 wurde 
er wegen sexuellen Mißbrauchs dieses Kindes zu einer 
Freiheitsstrafe von zwei Jahren und sechs Monaten ver­
urteilt. Gleichzeitig wurde aus einer früheren Verurtei­
lung auf Bewährung der Vollzug der angedrohten Frei­
heitsstrafe von einem Jahr angeordnet.
Da der Kläger ab März 1974 wegen der Überführung 
in eine andere Strafvollzugsanstalt nur noch eine Ver­
gütung seiner Arbeitsleistungen erhält, mit der der ge­
richtlich festgesetzte Unterhalt nicht voll gedeckt wer­
den kann, beantragte er beim Kreisgericht, seine Un­
terhaltsverpflichtung auf den Betrag herabzusetzen, der
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